Satzung
iiber die Erhebung von Beitragen nach § 8 KAG
fiir straBRenbauliche MaBnahmen
der Gemeinde Selfkant
vom 23.02.2007

Aufgrund der 8§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung 14.7.1984 (GV NRW 1994, 5.666), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 3.5.2005 (GV NRW, S. 498) sowie des § 8 des
Kommunalabgabengesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21.10.1969 (GV NRW 1969 S.712/SGV NW 610), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 28.4.2005 (GV NRW 2005, S. 488) hat der Rat der
Gemeinde Selfkant am 13. Februar 2007 folgende Satzung beschiossen:

§1 -

Erhebung des Beitrages

Zum Ersatz des Aufwandes flr die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung von
Anlagen im Bereich von o&ffentlichen Straften, Wegen und Platzen und als
Gegenleistung fur die durch die Méglichkeit der Inanspruchnahme den Eigentimern
und Erbbauberechtigten der erschiossenen Grundstiicke erwachsenden

wirtschaftlichen Vorteile erhebt die Gemeinde Beitrige nach MaRkgabe dieser
Satzung.

§2

Umfang des beitragsfdhigen Aufwandes

(1) Beitragsfahig ist insbesondere der Auiwand ilr

1. den Erwerb (einschlieBlich Erwerbsnebenkosten) und die Freilegung der fir

die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der Anlagen bendtigten
Grundflachen,

2. den Wert der von der Gemeinde aus ihrem Vermdgen bereitgestellien Flachen
zum Zeiipunkt des Beginns der Malinahme,
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3. die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der Fahrbahn mit Unterbau,
Tragschichten und Decke sowie fiir notwendige Erhéhungen und
Vertiefungen,

4. die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung von

a) Radwegen,

b) Gehwegen,

c) Beleuchtungseinrichtungen,

d) Entwasserungseinrichiungen,

e) Boschungen, Schutz- und Stiitzmauern,
f) Parkflachen,

g) unselbstandige Griinanlagen,

h) Mischflachen.

(2) Die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes- und Kreisstrallen
sind nur insoweit beitragsfahig, als sie breiter sind als die anschlieftenden freien
Strecken.

(3) Nicht beitragsféhig sind die Kosien

1. fir die laufende Unterhaltung und Instandsetzung der Strallen, Wege und
Plaize.

2. fur Hoch- und Tiefstralten sowie fiir Stralten, die fur den Schnellverkehr mit

Kraftfanrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstrallen), ferner fur Briicken,
Tunnels und Unterfiihrungen mit den dazugehdrenden Rampen.

§3

Ermittlung des beitragsidhigen Aufwandes

Der beitragsféhige Aufwand wird nach den tatsachlichen Auiwendungen ermittelt.

§4

Anteil der Gemeinde und der Beitragspfiichtigen am Aufwand

(1) Die Gemeinde tragt den Teil des Aufwandes, der
a) auf die Inanspruchnahme der Anlagen durch die Allgemeinheit entfallt.
b) bei der Verieilung des Aufwandes nach § 5 auf ihre eigenen Grundstiicke
entfalit.

Der Uibrige Teil des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu iragen.



(2) Uberschreiten Anlagen die nach Abs. 3 anrechenbaren Breiten, so tragt die
Gemeinde den durch die Uberschreitung verursachten Mehraufwand allein. Bei
den Bundes-,.Landes- und Kreisstrallen beziehen sich die anrechenbaren Breiten
der Fahrbahnen auf die Breite, die tiber die beitragsfreie Fahrbahnbreite nach § 2

Abs. 2 hinausgeht.

(3) Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Abs. 1 Satz 2 und die
anrechenbaren Breiten der Anlagen werden wie folgt festgesetzi:

Bei (StraBenart)

Anrechenbare Breiten

Anteil der
Beitragspflichtigen

in Kern-, Ge- im Gibrigen

werbe- und In-

dustriegebieten
1. Anliegerstralen
a) Fahrbahn 8,50 m 550m 65 v.H.
b) Radweg einschl. je240m nicht vorgesehen 65 v.H.
Sicherheitsstreifen
¢) Parkstreifen je500m je 5,00 m 70 v.H.
d) Gehweg je2,50m je 2,50 m 70 v.H.
e} Beleuchtung und - - 55 v.H.
Oberflachenentwasserung
f) unselbsténdige je2,00m je2,00m 70 v.H.
Griinanlagen
2. HaupterschiieBungs-

strafien
a) Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 45 v.H.
b) Radweg einschl. e240m je240m 45 v.H.
Sicherheitsstreifen
c) Parkstreifen je 5,00 m je5,00m 60 v.H.
d) Gehweg e2,50m je250m 60 v.H.
e) Beleuchtung und - - 35 v.H.
Oberilachenentwisserung
f) unselbstandige Grin- |je 2,00 m je 2,00 m 60 v.H.
anlagen
3. Haupiverkehrs-
straflen

a) Fahrbahn 8,50 m 8,50 m 25 v.H.
b) Radweg einschl. j€e2,40m je 2,40 m 25 v.H.
Sicherheitsstreifen
c) Parkstreifen e 5,00 m je 500m 60 v.H.
d) Gehweg jg2,50m e 2,50 m 60 v.H.
e) Beleuchtung und - - 15 v.H.
Oberflacheneniwisserung
f) unselbsténdige i©2,00m j®2,00m 60 v.H.

Griinanlagen




4, Hauptgeschafts-

stralRen
a) Fahrbahn 7.50m 7,50 m 55 v.H.
b) Radweg einschl. je240m je2,40m 55v.H.
Sicherheitsstreifen
¢) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m 70 v.H.
d) Gehweg je 6,00 m e 6,00 m 70v.H.
e) Beleuchiung und - - 45 v.H.
Oberflichenentwasserung
f) unselbsténdige je200m je200m 70 v.H.
Grinanlagen

Wenn bei einer Stralle ein oder beide Parkstreifen fehlen, erhdht sich die
anrechenbare Breite der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder der
fehlenden Parkstreifen, héchstens jedoch um je 2,50 m, falls und soweit auf der

StraRe eine Parkmoglichkeit geboten wird.

(4) Die in Abs. 3 Ziffern 1 bis 4 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten.

(5) Fur FuRgéngergeschaftsstralen, verkehrsberuhigte Bereiche und sonstige
FuRgangerstralen werden die anrechenbaren Breiten und Anteile der
Beitragspflichtigen am Aufwand fir die anrechenbaren Breiten im Einzelfall durch

Satzung festgeseizt.

(6) Im Sinne der Abséatze 3 und 5 gelten als

1. AnliegerstraBen:

Strafken, die iiberwiegend der Erschlieung der angrenzenden oder der durch
private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundsticke dienen,

. HaupterschiieBungsstrallen:

Stralen, die der Erschliefung von Grundstlicken und gleichzeitig dem
Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammenhang
bebauten Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Hauptverkehrsstraften nach Ziffer

3 sind,

. HauptverkehrsstraRen:

Siralen, die dem durchgehenden innerdrilichen Verkehr oder dem
berdrifichen Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, Landes- und
Kreisstrafien mit Ausnahme der Strecken, die auberhalb von Baugebieten und
von im Zusammenhang bebauten Ortsieilen liegen,

. HaupigeschaftssiraRen:

Strallen, in denen die Frontlénge der Grundstiicke mit Ladengeschéaften oder
Gaststatten im Erdgeschoss 0Oberwiegt, soweit es sich nicht um
Hauptiverkehrsstrallen handelt,

(7) Die vorstehenden Bestimmungen (Absaize 3 bis 8) gelten fur &ffentliche Platze
und einseitig anbaubare Straffen und Wege entsprechend. Dabei sind die
anrechenbaren Breiten fir Radwege, Parkstreifen, Griinanlagen und Gehwege
nach Absatz 3 nur entlang der bebauten bzw. bebaubaren Grundstiicke
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anzusetzen. Die anrechenbare Breite der Fahrbahn nach Absatz 3 ist bei einseitig
anbaubaren Stralen und Wegen mit 2/3 zu beriicksichtigen.

(8) Grenzt eine Stralle ganz oder in einzelnen Abschnitten mit einer Seite an ein
Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet und mit der anderen Seite an ein sonstiges
Baugebiet oder an einen im Zusammenhang bebauten Oristeil und ergeben sich
dabei nach Absaitz 3 unterschiedliche anrechenbare Breiten, so gilt fur die
gesamte Strale die grolite Breite.

(9) Fur Anlagen oder deren Teilanlagen, bei denen die festgesetzien anrechenbaren
Breiten oder Anteile der Beitragspflichtigen offensichtlich nicht zutreffen, bestimmt
die Gemeindevertretung durch Satzung im Einzelfall die anrechenbaren Breiten
und Anteile der Beitragspflichtigen.

Das Gleiche gilt filr Anlagen oder deren Teilanlagen, die in den Absatzen 3 und 5
nicht erfasst sind (z. B. FulRgangerzonen, verkehrsberuhigte Bereiche,
kombinierie Geh- und Radwege).

§5

Verteilung des umlagefihigen Aufwandes

(1) Der nach den §§ 2 - 4 ermittelte Aufwand wird auf die erschlossenen Grundstiicke
nach deren Flachen verieili Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der
erschlossenen  Grundstiicke nach At und MaR  beriicksichtigt.

(2) Als Grundstiicksflache i.S. des Abs. 1 gilt bei Grundstiicken innerhalb des
Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes und bei Grundstiicken innerhalb der
im Zusammenhang bebauten Oristeile (Innenbereich) die Flache, die baulich,
gewerblich oder in vergleichbarer Weise genutzt werden kann.

(3) Als Grundstiicksflache i.S. des Abs. 1 gilt bei baulich oder ge i tzien

Grundstiicken aulerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes, die
nicht insgesamt dem Innenbereich zuzuordnen sind,

a) die Flache zwischen der gemeinsamen Grenze des Grundsiiicks mit der
Anlage und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Linie.
Grundstiicksteile, die lediglich die wegemé&fige Verbindung zur Anlage
herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstiickstiefe unberlcksichtigt.

b) soweit die Grundsilicke nicht an die Anlage angrenzen, die Flache zwischen
der Grundstiicksgrenze, die der Anlage zugewandt ist und einer im Abstand
von 40 m dazu verlaufenden Linie.

Uberschreitet die zul@ssige oder tatsdchliche Nutzung die Absténde nach Saiz 1
Buchstabe a) oder Buchsiabe b), so féllt die Linie zusammen mit der hinteren
Grenze der zulassigen oder tats&chlichen Nutzung.



(4) Zur Berﬁcksic'htigung des unterschiedlichen MafRes der Nutzung wird die Flache
(Abs. 2 und 3) vervielfacht mit

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,

b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,

¢) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,

d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier und fiinf Vollgeschossen,

e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs und mehr Vollgeschossen,

f) 0,5 bei Grundstiicken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung
vergleichbaren Weise genutzt werden kénnen (z.B. Kirchengrundstiicke,
Friedhtife, Sportanlagen, Campingplatze, Freibader, Dauerkleingdrten oder
private Griinanlagen),

g) 0,5 bei Grundstiicken, die weder baulich noch gewerblich genutzt werden
kénnen, sowie bei Grundstiicken im Aullenbereich.

(5) Firr Grundstiicke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt
sich die Zahl der Voligeschosse wie folgt:

a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt aus der hdchstzulissigen Zahl der
- Vollgeschosse.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die
Baumassenzahl geteilt durch 3 % , wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf-
oder abgerundet werden.

¢) Ist nur die zulissige Geb&udehthe festgesetzt, gilt als Zahi der Vollgeschosse
die hochstzulassige Hoéhe geteilt durch 3 % , wobei Bruchzahlen auf volle
Zahlen auf- oder abgerundet werden.

Ist tats@chlich eine hohere als die festgesetzie Zahl der Voligeschosse vorhanden
oder zugelassen, so ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die
zulassige Baumassenzahl oder die hdchstzuléssige Geb&dudehdhe Uberschritten
werden.

(8) Fur Grundstiicke auferhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder
fir Grundstiicke, fiir die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die
Baumassenzahl oder die Geb&udehthe nichi fesisetzt, srgibt sich die Zahl der
Vollgeschosse:

a) Bei bebauten Grundstiicken aus der Héchstzahl der tats&chlich vorhandenen
Voligeschaosse. Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des
Bauwerkes nicht feststellbar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Héhe des
Bauwerkes geteilt durch 3 % , wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder
abgerundet werden.

b) Bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstiicken aus der Zahi der aui den
Grundstlicken der naheren Umgebung UGberwiegend vorhandenen
Voligeschosse.



c) Bei Grundsiticken, auf denen keine Bebauung =zuldssig ist, die aber
gewerblich genutzt werden k&nnen, werden zwei Vollgeschosse
zugrundegelegt.

d) Bei Grundstiicken, auf denen nur Garagen oder Stellpldtze zuléssig oder
vorhanden sind, wird ein Vollgeschoss zugrundegelegt.

(7) Zur Beriicksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 4
festgeseizien Faktoren um 0,5 erhéht

a) bei Grundsticken in durch Bebauungsplan fesigesetzten Kern-, Gewerbe- und
Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentren
und groRflachige Handelsbeiriebe, Messe, Ausstellung und Kongresse,
Hafengebiet;

b) bei Grundsticken in Gebieten, in denen ohne Fesisetzung durch
Bebauungsplan eine Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten
Gebieten vorhanden oder zuldssig ist;

c) bei Grundstiicken auflerhalb der unter den Buchstaben a) und b)
bezeichneten Gebiete, die gewerblich, industriell oder in &hnlicher Weise
genutzt werden (z.B. Grundstiicke mit Biro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-,
Krankenhaus- und Schulgebduden), wenn diese Nutzung nach Malgabe der
Geschossflachen (berwiegt. Liegt eine derartige Nutzung ohne Bebauung
oder zusatzlich zur Bebauung vor, gilt die tatsachlich so genutzte Flache als
Geschossflache.

§6

Abschnitte von Anlagen

(1) Fur selbstandig benutzbare Abschnitte einer Anlage kann der Aufwand
selbstandig ermittelt und erhoben werden.

(2) Erstreckt sich eine stralRkenbauliche Mallnahme auf mehrere Straflenabschnitte,
fir die sich nach § 4 Abs. 2 unterschiedliche anrechenbars Breiten oder
unierschiedliche Anteile der Beitragspfiichtigen ergeben, so sind die
Stralkenabschnitte gesondert abzurechnen.



§7

Kostenspaltung

Der Beitrag kann selbsténdig und ohne Einhaitung der Reihenfolge erhoben werden
far

Grunderwerb,

Freilegung,

Fahrbahn,

Radweg,

Gehweg,

Parkfliachen,

Beleuchtung,
Oberflachenentwasserung,
unselbsténdige Griinanlagen.
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§8

Vorausleistungen und Ablésung

(1) Sobald mit der Durchfthrung der Mafnahme begonnen worden ist, kann die
Gemeinde Vorausleistungen bis zur Hohe des voraussichtlichen Beitrags
erheben. '

(2) Der Stralkenbaubeitrag kann abgeltst werden. Der Ablésungsbetrag richiet sich
nach der voraussichtlichen Hohe des nach Malgabe dieser Satzung zu
ermittelnden StralRenbaubeitrages.

§9

Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der

a) endgultigen Herstellung der Anlage
b) endgiiltigen Herstellung des Abschnittes gemalk § 6
c) Beendigung der TeilmalRnahme gemal § 7.

(2) Ist die MaRnahme mit Grunderwerb verbunden, so ist auch Merkmal der
endgtiltigen Herstellung, dass die Grundsticke in das Eigentum der Gemeinde
{ibergegangen sind.



- §10
Beitragspflichtige
(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekannigabe des
Beitragsbescheides Eigentlimer des Grundstiickes ist. Mehrere Eigentlimer eines

Grundstickes sind Gesamtschuldner.

(2) Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, so fritt an die Stelle des
Eigentimers der Erbbauberechtigte.

§ 11

Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekannigabe des Beitragsbescheides fallig.

§12
Enischeidung durch den Biirgermeister
Die Entscheidung iiber die Abrechnung eines bestimmten Abschnittes einer Anlage

sowie Uber die Durchfiihrung der Kosienspaltung wird dem Burgermeister
(ibertragen.

In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Saizung tiber die Erhebung von Beitrdgen nach § 8 KAG iir siralenbauliche

MafRnahmen vom 07. Oktober 1994 aufter Kraft.
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorsiehende Satzung iber die Erhebung von Beitrdgen nach § 8 KAG fiir
strallenbauliche Mafnahmen der Gemeinde Seltkant wird hiermit dffentlich bekannt
gemacht. Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens-
oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen beim
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geliend
gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemaR &ffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Biirgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegentiber der Gemeinde vorher
gerigt und dabei die verletzte Rechtsvorschriit und die Tatsache

bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.
Selfkant den 23.02.2007

Corsten
Bi]}éermeister

/e



	3. Änderung.pdf
	Straßenbaubeitragssatzung 2. ÄDS 23.02.2007.pdf



